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Brandverhütungsmassnahmen - aber keine Änderung der Zielrichtung 
Heute trifft Bundesrat Kaspar Villiger zur Unterzeichnung eines Verhandlungsprotokolls über Waffenplatz Luziensteig in Vaduz ein 

(G. M.) - Fast sieben Jahre nach dem 
verheerenden Waldbrand in unmittelba­
rer Nähe des Dorfes Balzers, nur ganz 
knapp vor den Wahlen, soll heute Diens­
tag in Vaduz ein Verhandlungsprotokoll 
zum Waffenplatz St. Luziensteig unter­
zeichnet werden. Nach einer Mitteilung 
des Presse- und Informationsamtes wird 
die Unterzeichnung von Bundesrat Kas­
par Villiger und Regierungschef Hans 
Brunhart vorgenommen. Der Vorsteher 
des Eidgenössischen Militärdeparte­
ments ist auch Gast bei Fürst Hans-
Adam II. auf Schloss Vaduz. 

Regierungschef Hans Brunhart hat te  
sofort nach dem Waldbrand verlauten 
lassen, dass die «notwendigen Beschlüs­
se rasch zu fassen» seien, um künftig 
eine nach menschlichem Ermessen opti­
male Sicherheit zu gewährleisten. Was 
rasche Beschlussfassung in der  Wirklich­
keit bedeuten kann, unabhängig von 
schnellen Erklärungen nach Abwendung 
einer Beinahe-Katastrophe, liegt nun 
mit der  Unterzeichnung des Verhand­
lungsprotokolls zum Waffenplatz St. Lu­
ziensteig vor. 

Forderungen der Gemeinde Balzers 
Nach dem Waldbrand hatte die Ge­

meinde Balzers eine Reihe von «Min-

Gegen Garantien 
für Regionalverkehr 

Bern (AP) D e r  Bundesrat lehnt ge­
setzliche Garantien zugunsten des regio­
nalen Bahnverkehrs entschieden ab. 
Eine fortschrittliche und umweltgerech­
te Verkehrspolitik könne nicht den re­
gionalen Personenverkehr zum höchsten 
Ziel erklären, Hess der Bundesrat am 
Montag auf eine Motion von Nationalrat 
Peter Schmid (GPS/SG) wissen. 

Der  Motionär zeigte sich zusammen 
mit 15 Ratsmitgliedern des grün-roten 
Spektrums besorgt darüber, dass der  re­
gionale Bahnverkehr wegen der Gross­
projekte Bahn 2000 und NEAT unter die 
Räder kommen könnte. In einem Gesetz 
sei deshalb die Aufrechterhaltung des 
Regionalangebots zu garantieren. Eine 
solche Garantie kommt für den Bundes­
rat nicht in Frage. Es  sei zwar durchaus 
richtig, dem öffentlichen gegenüber dem 
privaten Verkehr den Vorzug zu geben 
und auch die regionalen Bahnlinien zu 
fördern. Allerdings müsse das Angebot 
der  Nachfrage entsprechen. «Es ist be­
deutend umweltfreundlicher, volle Bus­
se auf der  Strasse und gut ausgelastete 
Transitgüterzüge auf  der  Schiene ver­
kehren zu lassen, als halbleere Regio­
nalzüge auf de r  Schiene und  zahlreiche 
zusätzliche schwere Lastwagen auf der 
Strasse». 

Milde bei der 
Schnapsbesteuerung 

Bern (AP) D e r  Bundesrat will den 
Forderungen der  Landwirtschaft, der  in­
ländischen Brennereien und des Han­
dels entgegenkommen und die Steuer 
auf harten Spirituosen einheitlich auf 27 

/-'Franken festlegen. Das Absenken des 
mittleren Steuersatzes um acht Franken 
beschert der  Alkoholverwalturig einen 
Einnahmenverlust von rund 80 Millio­
nen Franken, wie das E F D  am Montag 

. mitteilte. 
D e r  Beschluss des Bundesrates gilt, 

wenn Volk und Stände am 6. Dezember 
dem Vertrag über  den Europäischen 
Wirtschaftraum (EWR) zustimmen. D e r  
E W R  schreibt vor, dass Alkoholika un­
geachtet ihres Herkommens gleich be­
steuert werden, in der Schweiz demnach 
die Bevorzugung inländischer Produkte 
abgebaut wird. I m  Parlament noch hatte 
der  Bundesrat einem Einheitssatz von 35 
Franken pro Liter reinen Alkohols den 
Vorzug gegeben, vor allem mit Blick auf 
die Rechnung der  Alkoholverwaltung, 
deren Erträge zum grössten Teil in das 
Sozialwerk AHV/IV fliessen. 

destforderungen» an die Regierung ge­
stellt, die seither immer aufrecht erhal­
ten wurden. Dazu gehören folgende 
Punkte: 

• Vollständiges Verbot aller Schiess­
übungen bei Föhn und trockenem 
Wetter auf dem ganzen Areal des 
Waffenplatzes St. Luziensteig 

• Änderung der Schiessrichtungen und 
Verlegung der Zielgebiete nach 
Süden 

• Bessere Sicherung der Zielgebiete 
• Unverzügliche Überprüfung und 

Realisierung der in Aussicht genom­
menen Brandverhütungsmassnahmen 

• Massnahmen zur klaren Durchset­
zung aller Vereinbarungen durch jede  
in diesem Gebiet tätige Person 

• Übertragung der  vollen Verantwor­
tung bei jedem Schiessen auf einen 
ortskundigen, ausgebildeten Fach­
mann. 

Bericht der Waffenplatzkommission 
Die Waffenplatzkommission, die aus 

einer liechtensteinischen und schweize­
rischen Delegation zusammengesetzt ist, 
legte bereits im Sommer einen Bericht 
über den Stand der Verhandlungen vor. 
Die Kommission, die längere Zeit  nach 
der ersten Verhandlungsrunde nicht 
mehr zusammentrat und deren Tätigkeit 

mehrfach Anlass für parlamentarische 
Anfragen war, hatte die Aufgabe, den 
Schiessbetrieb auf  dem Waffenplatz St. 
Luziensteig neu  zu regeln. Insbesondere 
wurde nach einer Meldung des Presse-
und Informationsamtes der  Regierung 
eine Reduktion der  Schiessübungen und 
Lärmemissionen sowie das Ausschüs­
sen von Schiessübungen mit brandge­
fährlicher Munition ins Auge gefasst. 
Die Forderung de r  Regierung, hiess es  
im Sommer, die Betriebsorganisation 
auf dem Waffenplatz zu  verbessern und 
einen vollverantwortlichen Abschnitts­
und Schiessplatzchef zu bestimmen, sei 
erfüllt worden. Ein neuer  Alarmbefehl 
und ein neues Brandverhütungs- und 
Brandbekämpfungskonzept gewährlei­
steten im Brandfall einen schnellmögli­
chen Einsatz der  Mannschaften. Die 
baulichen Brandschutzmassnahmen sei­
en auf schweizerischer Seite abgeschlos­
sen, die Massnahmen im Andwald der 
Gemeinde Balzers sollten bis 1993 ver­
wirklicht werden. 

Keine Änderung der Zielrichtung 
Schon im Sommer allerdings hiess es, 

auf eine Änderung der  Zielrichtung sei 
verzichtet worden, obwohl gerade diese 
Forderung immer im Mittelpunkt der 
Forderungen der Gemeinde Balzers 
stand. Als Begründung wurde angege­

ben, dass dadurch «unverhältnismässige 
Kosten und eine Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes entstanden» wären. 
Zudem hätte nach dieser Darstellung die 
Brandverhütung nicht ausreichend ge­
währleistet werden können. Dafür sei als 
Alternative der Bau einer Ortskampfan­
lage vorgesehen worden. 

Weshalb Verzicht? 
Diese Meldung überraschte zum da­

maligen Zeitpunkt, weil Regierungschef 
Hans Brunhart noch 1987 die Verlegung 
der Schiessrichtung als «die liechtenstei­
nische Hauptforderung» bezeichnet. A m  
Montag nachmittag lagen keine gesi­
cherten Meldungen vor, o b  diese Haupt­
forderung noch durchgesetzt werden 
konnte oder ob  das Verhandlungsergeb­
nis vom Sommer 1992 jetzt erst offiziell 
unterzeichnet wird. D e r  Regierungschef 
äusserte sich damals - in einem Schrei­
ben an das VOLKSBLATT in einem 
eher harschen Ton - auch «optimistisch 
über den Ausgang der  Verhandlungen.» 
Auf die Frage, ob denn in der  Waffen-
platzfrage nichts bewegt worden sei, ant­
wortete er, dass dies «gezielte Stim­
mungsmache» sei. Zwischen einer Stim­
mungsmache im negativen Sinne, so der  
Regierungschef 1987, und einer Gefähr­
dung der Gespräche sei nur ein kleiner 
Schritt. 

Bush und Clinton geben sich siegesgewiss 
Amerikaner wählen ihren Präsidenten - Republikanern droht nach zwölf  Jahren Machtverlust 

Washington (AP) Bei der Präsiden-
tenwahlin den USA droht den Republi­
kanern am Dienstag nach zwölf Jahren 
der Machtverlust im Weissen Haus. 
Nach jüngsten Meinungsumfragen 
konnte Bill Clinton von der Demokrati­
schen Partei seinen zuletzt knappen Vor­
sprung wieder ausbauen. Dessen unge­
achtet gab sich auch Präsident George 
Bush siegessicher. Der dritte Bewerber, 
der parteilose Milliardär Ross Perot, gilt 
als chancenlos. Die  Amerikaner ent­
scheiden heute Dienstag auch über die 
Zusammensetzung von Senat und Re­
präsentantenhaus. In zwölf der 50 Staa­
ten wird ausserdem ein neuer Gouver­
neur gewählt. 

' Eine vom Fernsehsender CNN und  
der  Zeitung «USA Today» bei Gallup in 
Auftrag gegebene Umfrage sieht Clinton 
mit 44 Prozent in Front, wie in der  Nacht  
zum Montag mtigeteilt wurde. D e r  Amt-
sinhaber kommt auf 36 und Perot a u f  14 
Prozent. Unentschieden zeigten sich 
sechs Prozent. Die Erhebung basiert auf 
der  Befragung von 1562 wahrscheinli­
chen Wählern am Samstag und Sonntag. 
Ihre Fehlerquote wurde mit plus/minus 

drei Prozent angegeben. Andere Mei­
nungsumfragen geben dem 46jährigen 
Clinton einen ähnlich grossen Vorsprung 
vor Bush. A m  Samstag hatten einige 
Umfragen noch auf ein Kopf-an-Kopf-
Rennen hingedeutet. 

Wahlentscheidend ist allerdings nicht 
der landesweite Stimmenanteil, sondern 
die einfache Mehrheit in jedem der ein­
zelnen US-Staaten. D e r  Kandidat mit 
dem besten Ergebnis erhält alle Wahl­
männerstimmen des jeweiligen Staates -
dies sind je nach Bevölkerungsgrösse 
drei bis 54. Neuer Präsident der Verei­
nigten Staaten wird derjenige Kandidat, 
der  mindestens 270 der  insgesamt 538 
Wahlmänner für sich gewinnen kann. 
Ein Überblick der Nachrichtenagentur 
A P  über Umfragen in den  Einzelstaaten 
ergab, dass Bush in den  Staaten mit ei­
nem Kopf-an-Kopf-Rennen zuletzt eher  
an Boden verloren hat. 

Die schlechte Wirtschaftslage und die 
Frage, wie Amerika aus der  Rezession 
herauskomme, waren die beherrschen­
den Wahlkampfthemen. Die Amerika­
ner machen Bush für den derzeitigen 
Zustand der US-Wirtschaft verantwort­

lich und trauen dem 68jährigen kaum zu, 
diese Probleme in einer zweiten Amts­
zeit zu lösen. Die Arbeitslosigkeit stieg 
seit dem Amtsantritt Bush im Januar 
1989 bis August 1992 von 5,4 auf 7,6 Pro­
zent, das Haushaltsdefizit erhöhte sich 
von 152 Milliarden Dollar auf rund 330 
Milliarden Dollar. 

Volles Programm 

Die Präsidentschaftskandidaten hat­
ten am Montag noch einmal ein volles 
Programm. Während sich Bush vor al­
lem um den krisengeplagten Indu­
striegürtel im mittleren Westen bemüh­
te, nahm sein demokratischer Heraus­
forderer eine 6500 Kilometer lange letz­
te Wahlkampfreise in Angriff. Bushs 
Wahlkampfstrategen haben erklärt, dass 
der  Präsident von den vier grossen indu­
striell geprägten Staaten Michigan, New 
Jersey, Ohio und Pennsylvania minde­
stens drei gewinnen muss, um sich eine 
zweite Amtszeit im Weissen Haus zu si­
chern. Perot bemühte sich um die 
Wählerschaft in Kalifornien und präsen­
tierte noch einmal eine 30minütige 
Wahlsendung im Fernsehen. 

Wird der Demokrat Bill Clinton neuer Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika? Vieles deutet daraufhin, Umfragen zei­
gen einen Vorsprung Clintons vor den Mitbewerbern George Bushund Ross Perot. Ob siesich bewahrheiten, zeigt sich am heu­
tigen Wahltag. Unser Bild zeigt Bill Clinton zusammen mit seiner Frau Hillary anlässlich einer Wahlkampf veranstaltung. 

KOMMENTAR 
Während sich der Regierungschef von 

seinem Dauerstress, der totalen Erschöp­
fung nach den nervenaufreibenden Ver­
handlungen und, wie das «Vaterland» am 
Samstag weiter zu berichten wusste, von 
den nach einer Feier aufgetretenen Kreis­
laufbeschwerden sowie dem damit in Zu­
sammenhang gebrachten Autounfall er­
holt, geht der Landesfürst in die Medien­
offensive. 

Wenigstens erhält der Regierungschef 
Unterstützung vom « Vaterland», das sich 
bemüht, den von den ausländischen Zei­
tungen, Radio- und Fernsehstationen auf­
gebauschten Unfall mit Billettentzug ins 
richtige Licht zu rücken. Umso mehr, als 
das österreichische Fernsehen und Radio 
sogar so weit gingen, öffentlich der Riick-

Grund zum Feiern? 

trittsfrage wegen Fahrens im alkoholisier­
ten Zustand nachzugehen. Absurd. Sind 
wir wirklich so weit, dass sich ausländi­
sche Medien Gedanken machen müssen 
über die souveränen Liechtensteiner? 

Mit den ausländischen Medien wären 
wir nun aber wieder bei der Medienoffen­
sive des Landesfürsten, der sich über das 
Wochenende gegenüber verschiedenen 
Schweizer Medien zu der abgewendeten 
Staatskrise äusserte. Unserem Staatsober­
haupt gelang es nach Meinung vieler vor 
allem in seinen Interviews am T V  und am 
Radio DRS, den Liechtensteinerinnen 
und Liechtensteinern die EWR-Proble-
matik in einer Art  verständlich zu man­
chen, die manch einen beschämte, der in 
der letzten Woche das Ultimatum des 
Fürsten als pure Einmischung zu verpö-
nen meinte. 

Der Lande'sfilrst machte auch deutlich, 
dass weder er noch andere Grund haben, 
von Sieg oder Niederlage zu sprechen. 
Grund zum Feiern gab die in letzter Mi­
nute mit dem Einlenken des Staatsober­
haupts abgewendete Staatskrise fürwahr 
nicht. 

Und ob die Staatskrise wirklich besie­
gelt und begossen ist, steht wieder auf 
einem anderen Blatt. Der Landesfürst er­
klärte in aller Offenheit, dass er von sei­
ner Regierung in der Vergangenheit des 
öfteren enttäuscht worden sei, da wieder­
holt Verfassungsbestimmungen gebro­
chen worden sind. Der Regierungschef 
habe seine Europa-Position ein halbes 
Jahr lang gekannt. Er  habe ihm ein ge­
meinsames Vorgehen in der Europafrage 
zugesagt. Wie dieses Miteinander - im 
Volksmund auch «metanand» genannt -
gemeint gewesen sei, habe er nur wenige 
Tage später aus den Medien erfahren, wo­
mit er vor vollendete Tatsachen gestellt 
worden sei. Ein halbes Jahr lang wurde 
hinsichtlich des EWR-Abstimmungster­
mins offenbar nichts unternommen, um 
den sich abzeichenden Konflikt gemein­
sam zu  besprechen. Das Ergebnis dieser 
«nervenaufreibenden Verhandlungen» 
war ein Kompromiss, den der Landes­
fürst schliesslich gegenüber einem spon­
tan zusammengestellten Komitee, das den 
Dialog mit dem Staatsoberhaupt suchte, 
a u f  den Tisch legte. 

Nun, der Fürst hat der Regierung und 
dem Landtag wieder das Vertrauenr aus­
gesprochen. Wie der Landesfürst am 
Fernsehen ausführte, hätte er allerdings 
erwartet, dass dieses Vertrauen nicht nur 
in eine Einbahnstrasse gehe. Hoffen wir, 
dass Regierung und Landtag diese Bot­
schaft des Staatsoberhaupts gehört ha­
ben. Und handeln. (M). 

Finanzplan 19994/96 
verabschiedet 

Bern (AP) Der  Bundesrat hat  den Be­
richt zum Finanzplan 1994/96 am Mon­
tag verabschiedet und seine Antwort auf 
eine Eingabe der Präsidenten der .Fi­
nanzkommissionen bereinigt. Finanzmi­
nister Ot to  Stich stellt die beiden Doku­
mente a m  kommenden Mittwoch de r  
Öffentlichkeit vor, wie Vizekanzler 
Achille Casanova mitteilte. 


